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(No. 1464.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 29ſten September 1833., wegen Ertheilung 
der landesherrlichen Genehmigung, welche zur Errichtung gemeinſchaftlicher 
Wittwen⸗, Sterbe⸗ und Ausſteuerkaſſen erforderlich iſt. 


Auf den Bericht des Staatsminiſterii vom 31ſten v. M. beſtimme Ich nach 
deſſen Antrage, daß die landesherrliche Genehmigung, welche nach F. 651. Tit. 
XI. P. I. Landrechts, zur Errichtung gemeinſchaftlicher Wittwen⸗, Sterbe⸗ und 
Ausſteuerkaſſen erforderlich ift, kuͤnftig von dem Ober⸗Praͤſidenten ertheilt wer⸗ 
den ſoll. Wenn ſich jedoch der Wirkungskreis einer ſolchen Kaſſe uͤber die 
Grenzen des Ober⸗-Praͤſidialbezirks hinaus erſtreckt, oder, wenn ſich gewiſſe Klaſ⸗ 
ſen von Beamten dazu vereinigen; ſo hat der Miniſter des Innern und der 
Polizei, letzternfalls gemeinſchaftlich mit dem vorgeſetzten Miniſter der Beamten, 
die Genehmigung zu ertheilen. Unter den Sterbekaſſen ſind uͤbrigens alle Kaſ⸗ 
ſen zu verſtehen, aus welchen fuͤr den Sterbefall eines Mitgliedes der Geſellſchaft 
eine Zahlung zu irgend einem Zwecke zu leiſten iſt. Das Staats miniſterium hat 
dieſe Order durch die Geſetz⸗Sammlung bekannt zu machen. 


Berlin, den 29ſten September 1833. 


Friedrich Wilhelm. 


An das Staatsminiſterium. 


(No. 1465.) 
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Jahrgang 1833. (No. 1464 — 1465.) 


(Ausgegeben zu Berlin den 30ſten Oktober 1833.) 
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(No. 1465.) Verordnung, die Verpflichtung der Preußiſchen Seeſchiffer zur Mitnahme ver- 
an ungluͤckter vaterländifcher Schiffsmaͤnner betreffend. Vom Bten Okto⸗ 
ber 1833. 8 e ng i 


Mir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen dc. ꝛc. 1 
verordnen, auf Antrag Unſers Staatsminiſteriums, wie folgt: a 
Die in Folge von Strandungen oder Schiffbruͤchen, von Aufbringung 
durch feindliche Kaper oder Seeraͤuber, oder aus anderer Veranlaſſung in einem 
huͤlfloſen Zuſtande ſich befindenden Schiffsmaͤnner, welche Preußiſche Unterthanen 
ſind, und zuletzt auf einem Preußiſchen Schiffe gedient haben, ſollen an Hafen⸗ 
Orten des Auslandes von den daſelbſt angeſtellten Preußiſchen Konſuln und 
Agenten, zu ihrer Ruͤckkehr in das Vaterland unterſtuͤtzt werden. 
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Die Führer Preußiſcher Schiffe, welche aus fremden Häfen unmittelbar nach 
einem Preußiſchen Hafen fahren, ſollen verbunden ſeyn, die im $. 1. bezeichneten 
und von dem Konſul mit einem Retour⸗Paſſe verſehenen Schiffsleute auf ſchrifts 
liche Anweiſung des Konſuls in ihre Schiffe aufzunehmen und in dem Hafen 
ihrer Beſtimmung abzuſetzen. 

Eine gleiche Verpflichtung findet auch in 1 derjenigen Schiffsfuͤh⸗ 
rer ſtatt, welche ſich nach Bremen, Hamburg, Helſingoͤr, Kopenhagen, oder auch 
nach einem innerhalb der Oſtſee, der Heimath des ee zunaͤchſt be⸗ 
legenen fremden Hafen begeben, und ſind in dieſen Fallen die Aufgenommenen 
den dortigen Preußiſchen Konſulgten zu uͤberweiſen, welche dann für die weitere 
Zuruͤckbefoͤrderung derſelben zu ſorgen haben. a 
Im Falle ungegruͤndeter Weigerung Seitens des Schiffers haben die 

Konſuln die Huͤlfe der Hafen⸗Ortsobrigkeiten oder Hafen⸗Polizeibehoͤrden gegen 
die ſich Weigernden in Anſpruch zu nehmen. 
b. 3. 
Rechtmaͤßige Weigerungsgruͤnde der Aufnahme aber ſind: 
a) wenn, bei voller Ladung eines Schiffs von 50 Normallaſten oder mehr, 


weder im Raume noch auf dem Oberdecke ein angemeſſener Platz fuͤr die 
Aufzunehmenden auszumitteln iſt; oder 

b) wenn der e bettlaͤgerig krank, mit einer veneriſchen oder ſonſt 

anſteckenden Krankheit behaftet iſt, oder eines Verbrechens ſchuldig trans⸗ 
portirt werden ſoll; oder . 

e) wenn und inſoweit die Zahl der Aufzunehmenden die Haͤlfte der Schiffs⸗ 
Beſatzung uͤberſteigt; oder endlich ; 

d) wenn die Aufnahme nicht zur gehörigen Zeit, d. h. mindeſtens zwei Tage 
bevor das Schiff ſegelfertig iſt, verlangt wird. 0 x 
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Die Ausmittelung des zur Aufnahme erforderlichen Raumes (F. 3. Litt. a.) 
geſchieht von dem e mit Zuziehung von Sachverſtaͤndigen. 

Dabei gilt als Regel, daß auf einem Schiffe von 50 Laſt zwei Mann, 
auf einem Schiffe von 100 Laſt vier Mann u. ſ. w. untergebracht werden. Ber 
finden ſich jedoch bereits früher aufgenommene Reiſende als Paſſagiere am Bord, 
ſo muß auf dieſelben bei der Ausmittelung des noch vorhandenen Raumes Ruͤck⸗ 
ſicht genommen werden, infofern von den Reiſenden nicht die Schiffskajüte des 
Schiffers, welche bei der Beſtimmung des Raumes außer Anſpruch bleibt, ein⸗ 
genommen wird. e “ 
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Waͤhrend der Reiſe und bis zur Ankunft an dem Beſtimmungs⸗ oder 
Landungsorte erhält der Aufgenommene von dem Schiffer die gewohnliche Koſt 
und Verpflegung; dagegen iſt derſelbe ſchuldig, wenn er arbeitsfaͤhig, ſeinem 
Range gemäß an den der Schiffsmannſchaft obliegenden Arbeiten, nach den Anz 
weiſungen des Schiffers, Theil zu nehmen, und, wie die zur Beſatzung gehoͤri⸗ 
gen Schiffsleute, der geſetzlichen Schiffsdisziplin unterworfen. 
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Der Schiffer ſoll fuͤr die Aufnahme, Ueberfahrt und Bekoͤſtigung eines 
im K. 1. bezeichneten Preußiſchen Schiffsmannes auf eine jedesmal von dem 
Konſul zu verabredende Entſchaͤdigung Anſpruch haben, das Maximum derſelben 
jedoch auf 10 Sgr. fuͤr den Mann und Tag, vom Tage der Aufnahme bis 
zum Tage der Ankunft im Beſtimmungsorte einſchließlich, beſtimmt, und die 
hiernach ihm zugeſicherte Entſchaͤdigung, gegen Aushaͤndigung der Aufnahme⸗Order 
des Konſuls und einer, von den aufgenommenen Schiffsleuten auszuſtellenden 
Beſcheinigung über die empfangene Bekoͤſtigung, an dem inlaͤndiſchen Beſtim⸗ 
mungsorte durch die e oder, falls die Ablieferung in den im F. 2. be⸗ 
ſtimmten Faͤllen an ein Preußiſches Konſulat im Auslande erfolgt, durch letzte⸗ 
res ausgezahlt werden. 22225 i 
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ei eine vorſchußweiſe Vorausbezahlung der verabredeten Entſchaͤdigung 
bis zur Halfte des Betrages kann der Schiffer beſtehen, wenn er wegen Man⸗ 
gels an hinreichendem Schiffsproviant erweislich genoͤthigt iſt, die zur Bekoͤſti⸗ 
gung des oder der Aufzunehmenden nothwendigen Lebensmittel anzuſchaffen. 


K. 8. 
Schiffer, welche der Aufforderung des Konſuls zur Aufnahme eines von 
demſelben zur Ruͤckkehr in die Preußiſchen Staaten beſtimmten Schiffsmannes 
(F. 1. 2.) ohne rechtmaͤßigen Grund ($. 3.) widerſprechen, und dadurch die 
Anrufung der obrigkeitlichen Huͤlfe veranlaſſen, oder ſich der geforderten Auf⸗ 
nahme entziehen, ſollen auf die Anzeige des Konſuls mit einer Geldbuße von 
20 bis 50 Rthlr. zum Beſten der Seearmen des Heimathhafens des Schiffers 
belegt, wegen eines damit etwa verbundenen thaͤtigen Widerſtandes aber nach 
; 9 ben der Kriminalgeſetze, auf vorgaͤngige Unterſuchung, beſtraft 95 
0. 1465 — 1466.) . Ä . 9. 
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Uebrigens wird durch die gegenwaͤrtige Verordnung in den beſtehenden 
geſetzlichen Verpflichtungen der Rheder, die Schiffsmannſchaften nach deren Hei⸗ 
math zuruͤckzuſchaffen oder die desfallſigen Koſten zu tragen, nichts geaͤndert. 
Seo geſchehen Berlin, den öten Oktober 1833. Er 
| (L. S.) Friedrich Wilhelm. 
Friedrich Wilhelm, Kronprinz. 


Frh. v. Altenſtein. v. Schuckmann. Gr. v. Lottum. Maaſſen. f 
Frh. v. Brenn. Muͤhler. Ancillon.. 


Fuͤr den Kriegsminiſter im Allerhoͤchſten Auftrage. 
| v. Witzleben. 


(Nr. 1466.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 6ten Oktober 1833. uͤber das bei Berichti⸗ 
ar Abu Gl gung des Beſitztitels in Folge der Kabinetsorder vom 31ſten Oktober 1831. 
Ses fen. 180 2 7 von den Hypothekenbehoͤrden zu beobachtende Verfahren. 


De. Juſtizminiſter Mühler hat Mir die Zweifel angezeigt, welche uͤber die 
Ausfuhrung des §. 52. Tit. 2. der Hypothekenordnung bei einigen Gerichten 
entſtanden find. Nach dem Antrage deſſelben beſtimme Ich zur Beſeitigung 
dieſer Zweifel: daß, wenn in Gemaͤßheit Meiner Order vom ZIſten Oktober 
1831. der Beſitzer angewieſen worden iſt, ſeinen Beſitztitel zu berichtigen, und 
er die ihm beſtimmte Friſt nicht inne gehalten hat, die angedrohete Strafe feſt⸗ 
geſetzt und fojort beigetrieben, die Berichtigung des Beſitztitels aber auf feine 
Koſten von Amtswegen durch die executio ad faciendum, oder auf die ſonſt 
kuͤrzeſte Weiſe bewirkt werden ſoll. Zugleich erklaͤre Ich, daß zu Denen, welche 
die Berichtigung des Beſitztitels zu verlangen berechtigt ſind, auch die General⸗ 
Kommiſſionen, wenn es bei einer Regulirung, Auseinanderſetzung, Ablöfung oder 
Gemeinheitstheilung u. ſ. w. darauf ankommt und die Gutsherrſchaften zu rech⸗ 
nen ſind, wenn ſie auch nur die Entrichtung eines Laudemiums, oder einer an⸗ 
dern gutsherrlichen Abgabe bei Gelegenheit der Berichtigung des Beſitztitels zu 
fordern haben. Das Staatsminiſterium hat dieſe Order durch die Geſetz-Samm⸗ 
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lung zur öffentlihen Kenntniß zu bringen. 


Berlin, den Eten Oktober 1833. e 
W = Friedrich Wilhelm. 
An das Staatsminiſterium. 8 5 BR 


